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Dieutſchland. 
Berlin, 18. Februar. Der Umſtand, daß der König⸗ 
lich preußiſche Geſandte von Gerold bet der Regierung der Ver⸗ 


einigten Staaten jetzt auch als Geſandter des norddeutſchen Bun⸗ 


des beglaubigt worden iſt, bat unter der dortigen deutſchen Bevöl⸗ 
kerung lebhafte Sympathteen erregt. Dle deutſche Bevölke- 
rung in Waſhington hat ihre Freude darüber in einer Reihe 
von Beſchlüſſen Ausdruck gegeben, die in einer zu dieſem Zwecke 
zuſammenberufenen Verſammlung gefaßt worden ſind. Es wird in 
rerſelben der früheren Zerriſſenhelit und Ohnmacht Deutſchlande 
gedacht und daun das jetzt ſo glorreich begonnene deutſche Eini- 
gungewerk mit dem Wunſche begrüßt, daß kräftig daran fortgear- 
beittt werde und es bald nur eln ganzes einiges freies Deutſch⸗ 
land geben möge. Ein Comité war beauftragt worden, dle Be⸗ 
ſchlüſſe dem Geſandten des norddeutſchen Bundes Herrn v. Ge- 
rold zu überreichen, der daraus Veranlaſſurg nahm, die Herren 
zum Diner bei fi einzuladen. Beil der Ueberreichung der Rejo- 
lutionen nahm Dr. Schmidt, ein Deutſcher, der im Schapdepazte- 
ment angeftellt iſt, noch einmal Gelegenheit, die freudige Theil⸗ 
nahme der Deutſchen in Waſhiagton an der Einigung Deutſch⸗ 
lands auszuſprechen, worauf Herr v. Gerold erwlederte, daß er die 


größte Genugthuung darüber empfinde, daß ihm nach langer Dienſt⸗ 


zelt noch das Glück zu Theil geworden ſet, in den Verelnigten 
Staaten ein elniges und ſtarkes Deutſchland vertreten zu können. 
— Es if jetzt nicht mehr zweifelhaft, daß ſich die Umgebung des 
Königs Georg mit den franzöſiſchen Behörden wegen Aufnahme 
der hannoverſchen Flüchtlinge und zwar durch den Grafen 
Platen in Verbindung geſetzt hat. Erſt nachdem die Aufnahme 
in Frankreich zugeſagt worden war, wurden die Päſſe in Wien 
beſtellt, da die Flüchtlinge den franzöſiſchen Boden nicht ohne Le- 
gitimation betreten ſollten. Wenn dle Anſicht ausgeſprochen wird, 
daß ſich in Frankreich alle polttiſchen Flüchtlinge ohne Ausnahme 
in Maſſe aufhalten dürfen, jo if dies ein Irrthum. Frankreich 
bat keineswegs die im Jahre 1849 aus Baden gekommenen Flücht⸗ 
linge geduldet, ſondern ſie genöthigt, ſich nach England zu begeben. 
Nach der Lage der Vethältniſſe wird alſo die Anſchauung, dle wir 
über e früher ausgeſprochen haben, durch die Er- 
Moniteur“ in keiner Welſe entkräftet. Daraus, daß 
befunden haben, folgt noch nicht, daß Andere nichts darüber ge⸗ 
wußt haben. — Aus dem „öſterrelchiſchen Rothbuch“ geht 


an verſchledenen Stellen hervor, in welcher liſtigen Weiſe ſich der 


öſterreichlſche Reichskanzler in ſchwierigen Zeiten gegen 
Preußen bewegt bat. Während der Verhandlungen über die 
Luxemburger Frage hat Herr v. Beuſt an den öſterreichſſchen Ge⸗ 
ſandten in Paris eine Depeſche gerichtet, worin derſelbe aufgefor- 
dert wird, die franzöſiſche Regierung vor Schritten zu warnen, die 


zu einem Kriege mit Preußen führen könnten, um nicht dem Gra⸗ 


fen Bismarck Gelegenheit zu geben, das deulſche Natlonalbewußt⸗ 
ſein gegen Frankreich hervorzurufen. Der preupijgen Poli könnte 
kein güufligeres Ercigniß zu Hülfe kommen, als eln Krieg Fraſk⸗ 
reichs gegen Preußen wegen Luxemburgs. Der Argwohn, den man 
preußiſcher Seits gegen die Polltik des Hen. v. Beuſt zu hegen Grund 
bat, kann nur durch die Art und Weife verſtärkt werden, wie ſich Oeſter⸗ 
reich in der Angelegenheit der hannöverſchen Leglonäre benommen hat. 
— Wie wir vorausgeſagt haben, iſt geſtern der zwiſchen dem 
Norddeutſchen Bunde und Norwegen vereinbarte Poſtver⸗ 
trag von den Bevollmächtigten unterzeichnet worden. — Auch die 
Verhandlungen mit den belgiſchen Bevollmächtigten 
wegen Abſchluß eines neuen Poſtvertrages ſind heute zu Ende ger 
führt worden. Da das Reſultat der Verhandlungen ein definitines 
noch nicht if, bat die Unterzeſchnung des Vertrages nicht ſtaltfin⸗ 
den können. Es bandelt ſich bis jetzt nur um den Entwurf für 
die endgültigen Abmachungen, für welche die belgiſchen Brvollmäch⸗ 
tigten erſt die Zuſtimmung ihrer Regierung einholen wollen. Zur 
Herbeiführung des definitiven Arrangements, an welchem nicht zu 
zweifeln iſt, wird der Korrtſpondenzweg eingeſchlagen werden. — 
In den Zeitungen findet ſich die Nachricht, daß der König bel 
dem Gründungsfefte der Akademle der Wtſſenſchaften zu dem Prof, 
Dubols-Reymond, der dle Feſtrede über Voltalres Einfluß auf 
Friedrich den Großen und auf die Entwickelung Preußens hielt, 
geäußert babe: wären Ste noch welter gegangen, jo wäre ich ge- 
gangen. Die Acußerung iſt richtig, aber falſch gedeutet worden. 
Profeſſor Dubols⸗Reymond hatte nämlich bemerkt, daß Friedrich der 
Große zwar den Grund zu der biſtorſſchen Große 4 
Hluſicht auf dieſe Worte nun hat der König in feiner Beſchelden⸗ 
beit obige ſcherzhafte Acußerung gethan. — Der Geh. Reg.-Natb 
und vortragende Rath im Miniftertum des Ianern Graf Eulen- 
burg iſt zum Mitglied des Bundesraths ernannt worden, als Ver 
treter des Departements des Innern in demſelben. Sämmtliche 
preußiſche Bevoumächtigte des Bundesraths werden auch zu Be⸗ 
vollmächtigten des Bundesraths des Zollparlaments ernannt. 
Berlin, 19. Februar. St. Mal. der König liefen Aller⸗ 
hoͤchſiſich geſtern Vormittag 10%, Uhr ſämmtliche in dieſem Früh- 
jahr in die Armee tretende Kadetten im Königl. Pala ls durch den 
General-Infpefteur des Militär-Erziehungs- und Bildungsweſens, 
General der Infanterie von Pıuder, vorſtellen und nahmen um 
11½ Ubr im Beiſein des Prinzen Auguſt von Württemberg K. H. 
und des Gouverneurs und Kommandanten von Berlin milltäriſche 
Meldungen entgegen. Um 12 nahmen Se. Maj. in Gegenwart 
des ruſſiſchen Militär- Bevollmächtigten, General-Lieutenant und 
Oeneral-Adjutanten Grafen Kutuſow, die Glückwünſche der Depu⸗ 
tation des ruſſiſchen Infanterie-Regiments Kaluga, zu deſſen Chef 
Allerhöchſtderſelbe heute vor funfzig Jahren ernannt wurde, entge- 
gen und unterhlelten Allerhöchſtſich in gnädigſter Weiſe mit den 


Mitgliedern der Deputation. Nach der Gratulation der Deputa- 
tion nahme! Se. Maj. den Vortrag des General-Adjutanten von 
Tresckow entgegen. 79 

— Geſtern Abend 8 Uhr hat beim Mlniſterpräſtdenten 
Grafen Bismarck eine vertrauliche Beſprechung der Staats miniſter 
ſtattgefunden. 19 

— In naſſaulſchen Blätter g, in welchen alle Lehrerfragen ein 
bellebtes Thema demokratiſcher Agitation find, wird vielfach be— 
bauptet, daß durch das vorgelegte Lehrer⸗-Penſtonsgeſetz die Pen- 
ſionsanſprüche der dortigen Lehrer herabgedrückt werden würden. 
Es iſt dabel überſehen, daß in dem Geſetzentwurfe ſelbſt Vorſorge 
dafür getroffen iſt, daß da, wo bisher ſchon höhere Penſtonsſätze, 
als die in Ausſicht genommenen, beſtehen, dieſelben in Geltung 
blelben. Es iſt nicht zu bezweiftlu, daß die Regierung auch in 
den weileren Stadien, welche das Geſetz zu durchlaufen hat, in 
dleſer wie in jeder anderen Beziehung das Intereſſe der Lehrer zu 
wahren bemüht ſein werde. Um den Erfolg dieſer Bemühungen 
ſtände es aber jedenfalls beſſer, wenn nicht die fafſchen Freunde 
des Lehrerſtandes durch eine unberechtigte Einmiſchung polltiſcher 
Agttatlonen vielfach Gegenſtrömungen bervorriefen. 

— Die „Spen. Ztg.“ schreibt: Sicherem Vernehmen nach find 
von gewiſſen Hamburgiſchen Rhedern Androhungen an einige Re- 
daktlonen ergangen, daß ihnen deren Annoncen entzogen werden 
würden, wenn fie fortführen, Ungünſtiges über deren Schiffe zu 


berichten; in einem uns bekannten Falle tft dieſe Androhung be- 


reits in Erfüllung gebracht, und zwar Seitens aller Hambucgiſchen 
Aus wanderer-Transport⸗Rheder. 

— Nach dem jetzt beendigten erſten Lehrkurſus auf der neu⸗ 
gegründeten Artillerieſchleßſchule zu Berlin haben die bethelligt ge- 
weſenen Unteroffiziere und Gemeinen als dauernde Auszeichnung 


eln Bekleldungsabzeichen verllehen erhalten, welches in Schnurform, 


ebenſo wie bei den Schülern der Militärſchleßſchule für Infanterie 


in Spandau, oberhalb des Aermtlaufſchlages angelegt werden fol, 


— Bei allen Friedensübungen der Armee, wenn ſolche in 
einem größeren Umfange (korpsweiſe) ſtattfinden, ſoll künftig auch 
eine Telegraphenabtheilung mit herangezogen werden. 

— Der Graf Königedorff zu Loke bei Domelau hat dem 
Milttär-Ockonomtedepactement, in dem Bade Königsdorff ſechs Zim- 
mer mit Betten zu Foftenfreier Benutzung während der diesjährigen 
Salſon für kurbedürftige , Offiplere aus dem Feldzuge von 1866 
überlaſſen. 

— Der im Bundeskanzleramte ausgearbeitete Entwurf einer 
Gewerbeordnung für den norddeutſchen Bund iſt den Provinzial- 
regferungen und auch den Handels- und Gewerbe-Korporationen 
zur Erklärung zugefertigt. Wie man bört, iſt der Entwurf durch⸗ 
weg unter Zugrendelegung der Gewerbefteihelt ausgearbeitet, und 
wenn auch mit einer gewiſſen Vorliebe die Verhältniſſe der In- 
nungen und dle Beziehungen zu Lehrlingen, Gewerbogehülfen und 
Jabrikarbeitern geregelt werden, ſoll doch nirgends die Befugniß 
zum ſelbſtſtändigen Gewerbsbetriebe von einem Beitritte zu einer 
Junung abhängig gemacht ſein. Der Entwurf dehnt die Gewerbe- 
freiheit auf ein weites Gebiet aus. 

— Die zur Vorlage an den nächſten Reichstag des norddeut⸗ 
ſchen Bundes beſtimmte Gewerbe-Ordnung iſt beſonders dadurch 
wichtig, daß fie die Beſtimmungen wegen der Handwerkerprüfungen 
nicht übernommen hat.“ 

Berlin, 18. Februar. (Herkenhaus.) 18. Sitzung. Eröffnung: 
11½ Uhr. Vorſitzender: Graf Eberhard zu Stolberg. Am Miniſtertiſch: 
Miniſter Frhr. v. d. Heydt, Graf Itzenplitz, mehrere Regierungs- Kom⸗ 
miſſare. Das Haus iſt zahlreich beſetzt. Die Sitzung wird mit geſchäft⸗ 
lichen Mittheilungen eröffnet. Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt der 


Bericht der Finanz⸗Kommiſſion über den Geſetz⸗Entwurf, betreffend die Be⸗ 


ftreitung der den Könige Georg und dem Herzog Adolph von Naſſau ges 
währten Ausgleichungsſummen. Berichterſtatter Ober⸗Bürgermeiſter Haſſel⸗ 
bach empfiehlt den Antrag der Kommiſſion auf Annahme der Vorlage in 
der vom Abgeordnetenhauſe angenommenen Faſſung. — Herr Raſch 
(Stadtdirektor in Hannover): Das Schickſal der Königlichen Familie habe 
in Hannover die lebhafteſte Theilnahme erregt. Um dieſer entgegenzukom⸗ 
men, empfehle er die Annahme des Geſetzes. — Herr Graf Rittberg 
hält es für dankenswerth, daß die Entſchädigung nicht aus den Domänen, 
ſondern aus dem Staatsſchatz entnommen worden. — Hr. v. Brünneck: 
Er halte die Höhe der Entſchädigungen für ſehr groß, das Beiſpiel auch 
für gefährlich. Von den beiden Fürſten habe nur der frühere Herzog von 
Naſſau feine Hoheitsrechte wirklich aufgegeben, der König Georg nicht. 
Dennoch würde er, wenn auch mit ſchwerem Herzen, der Vorlage beiſtim⸗ 
men, wenn nicht die Machinationen, die von den übelgeleiteten Fürſten in 
Hietzing ſo offen gegen Preußen betrieben würden, ihn zu der Frage an 
die K. Staatsregierung nöthigten: ob ſie ſich für verpflichtet achten würde, 
die Auszahlung der Rente jo lange zu ſiſtiren, bis die ferneren Maßregeln 
und Handlungen des Königs Georg nicht mehr die Hoheitsrechte unjeres 
Königs und die Einverleibung Hannovers in Preußen bedrohen. { 
Finanzminiſter Frhr. v. d. Heydt: Die Regierung wünſcht nicht, 
daß aus Anlaß der Machinationen, die von Hietzing aus geleitet werden, 
das Haus die Genehmigung der Vorlage irgend wie beanſtande. Die Re⸗ 
gierung hält ſich verplichtek, ihrerſeits ehrlich den Vertrag zum Abschluß 
zu bringen. Das hindert aber die Regierung nicht, auf die Machinationen 
ein wachſames Auge gerichtet zu halten. Es ſind darüber Erörterungen 
eingeleitet, über derm augenblickliche Lage ich mich zu äußern Auftand 
nehme. Aber das brauche ich nicht zu erheben in Bezug auf die 8 
Frage, daß, wenn die Machinationen nach der Publikation des Geſetzes 
fortdauern, wenn der König Georg eine Stellung einnimmt, die mit dem 
Geiſt und dem Sinn des Vertrages durchaus im Widerſpruch ſteht, wenn 
der König Georg Mißbrauch macht von dem ihm gewährten Aufenthalt in 
Hietzing, jo wird zuzächſt die Regierung A verpflichtet ſein, das 
za des Könizs Georg von Neuem mit Sequefter zu belegen und 
keinen Thaler von fer Rente herauszugeben (Bravo!) bis auch der andere 
Theil eben jo ehrlid, wie wir, den Vertrag zu halten entſchloſſen iſt. Ich 
darf mich wohl auf dieſe wenigen Worte beſchränken und um Genehmigung 
des Geſetzes bitten (Lebhaftes Bravo.) — Herr v. Brünneck ſpricht 
ſeine Freude aus, daß er nach dieſer Erklärung der Vorlage zuſtimmen 
könne. — Der Geſetzentwurf wird hierauf einſtimmig angenommen. — 
Zweiter Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der Finanzlommiſſton 
über den Geſetzentvurf, betreffend die Ueberweiſun einer Summe von 
jährlich 500,000 . an den provinzialſtändiſchen Verband der Provinz 
Hannover. Die Hmmiſſton hat ſich über keinen En Antrag geeinigt. — 
Vor Beginn der Tieluſſeon nimmt das Wort der Finanzminkſter Freiherr 


Der Herr . 1 | 
Anſprüche und von der Regierung gemachten Zuſagen. Ueſpen lich ſe i 


v. d. Heydt: Die gegen die Vorlage in dem Kommiſſtonsbericht aufge⸗ 
führten Gründe ſeien ihm zum Theil unverſtändlich. Die Ausgaben für 
die Zwecke der Ueberweiſung würden ſich vorausſichtlich ſteigern, fo daß 
ſpäter die Staatskaſſe mehr als die 500,000 % würde zahlen müſſen. 
Im Vortheil derſelben liege es alſo ſchon, dieſes Mehr zu ſparen. Der 
Herr Miniſter geht dann auf die einzelnen Anträge in der Kommiſſions⸗ 
berathung und die politiſche Seite der Frage über. Der Patriotismus des 
Hauſes müſſe ſich in der Zuſtimmung zeigen. 

Herr v. Frankenberg⸗Ludwigsdorf hat den Vorſitz übernommen. 


Juſtizminiſter Br. Leonhardt tft eingetreten. — Herr v. Below als 


Berichterſtatter wahrt zunächſt unter wiederholtem Beifall das Recht des 
Hauſes und ſeiner einzelnen Mitglieder auf die freie und ſelbſtſtändige 


Meinung, und führt dann die verſchiedenen Anſichten vor, die in der Kom⸗ 


miſſion vorgetragen wurden. — Miniſter Freiherr v. d. Heydt: Er be⸗ 
daure, wenn ſeine Worte ſo ausgelegt werden könnten, als ſolle die freie 
Ueberzeugung oder der Patriotismus des Hauſes bezweifelt werden. 


Herr v. Kleiſt⸗Retzow: Er wolle es vermeiden, Oel ins Feuer 
zu gießen, deshalb wolle er auch vorausgegangene Aeußerungen des Herrn 
Miniſters ganz ignoriren. Die Landesvertretung müſſe aber das Recht der 


freien Ueberzeugung wahren, ſonſt erfülle fie überhaupt nicht ihre Miffton 
und nur ſo ſei ſie eine feſte Stütze der Regierung. Der Herr Redner er⸗ 
örtert hierauf die materielle Seite der Frage und die rechtlichen Anſprüche 
der hannoverſchen Provinzialſtände. Er gehöre zu denjenigen, die in der 
Bewilligung eines Fonds eine Decentraliſation ſehen, die jeder Provinz zu 
wünſchen ſei. Das Herrenhaus würde ſeine ſelbſtſtändige Stellung auf⸗ 
geben, wenn es für ſeine prinzipiellen Voten erſt die Frage an ſich ſtellen 
müßte, ob dieſelben auch Ausſicht hätten, im anderen Hauſe angenommen 
zu werden. Seinerſeits müſſe er ſich auf die Bewilligung einer Summe 
von 8 Millionen Thalern beſchränken. — Finanzminiſter Freiherr v. d. 
Heydt: Im Intereſſe der Finanzverwaltung muß es gerade liegen, die 
bannoverſchen Obligationen, aus welchen doch die Kapitalsüberweiſung be⸗ 
ſtehen würde, zu beſeitigen. — Oberbürgermeiſter Hobrecht: Decentrali⸗ 
ſation ſei nur dann nützlich, wenn ſie zur Selbſtverwaltung führe. Der 
Staat könne keine Kapitalien an die Provinzen verſchenken, ſondern müſſe 
die Zwecke dadurch erreichen, daß er auf ihrer Natur nach kommunale 
Steuern verzichte. Der Antrag auf 8 Millionen ſei der Ablehnung gleich. 
Er wünſche, daß die jährliche Bewilligung Gelegenheit gebe, die Sache ſtets 

lebendig zu halten. Deswegen ſtimme er für die Annahme der Vorlage. 
Herr v. Waldaw⸗Steinhövel: Die Annahme der Vorlage in dem 
80 unterliege wohl keinem Zweifel; aber er meine, daß auch von den 
erren, welche für die Vorlage ſtimmen werden, wohl nur wenige ſind, 
die aus materiellen Gründen aus der Sache ſelbſt dafür ſtimmen. (Sehr 
richtig.) Der Herr Finanzminiſter habe in der Frage ſeine frühere Anſicht 
eändert. Wo liegt denn in Hannover das Bedürfniß vor, auf einmal den 
hauſſeebau jo rapid zu betreiben, während die Provinz bereits anderthalb 
Mal ſo viel Chauſſeen hat, wie die anderen Provinzen. Die vorliegende 
Frage ift keine der auswärtigen Politik, es iſt eine reine innere Angele⸗ 
genheit. Und wenn wir deshalb, weil wir mit der äußeren Politik der 
Regierung einverſtanden find, zu allen inneren Fragen bloß Ja ſagen ſol⸗ 
len, dann könnten wir uns überhaupt viel Zeit und Mühe erſparen! — 
Der Herr Redner nimmt das von ihm in der Kommiſſion geſtellte mit 
Stimmengleichheit abgelehnte Amendement auf Bewilligung eines Kapitals 
von 8 Millionen in Obligationen wieder auf. — Miniſter des Junern 
Graf Eulen burg (während der Reden eingetreten) meint: Die Zuſtim⸗ 
mung des 7 7 zu der Vorlage dürfte nach allen Seiten befriedigen. 
intſtel entwickelt den Gang der von der Provinz erhobenen 


er auch für eine Kapitalbewilligung geweſen, das andere Haus habe 


aber definitiv abgelehnt. Eine Rückſichtnahme auf die Stimmung des an⸗ 


deren geſetzgebenden Faktors ſei immer ſehr wünſchenswerth. Auch die Re⸗ a 


gierung müſſe ſich bei ihren Vorlagen von ſolchen Erwägungen leiten laſſen. 
Im Jutereſſe des von allen Seiten gewünſchten Reſultats müſſe er bitten, 
dem Geſetzentwurf zuzuſtimmen. — Finanzminiſter 


Lande habe man jemals einen Staatshaushaltsetat vorlegen an ſo ſo⸗ 
lide, wie der unſrige. — Herr v. Walda w, Steinhövel (thatſäch lich): Er 
habe die Finanzverwaltung mit keinem Worte angegriffen. Er habe That⸗ 
ſachen angeführt, und von dieſen habe der Herr Finanzminiſter keine einzige 
widerlegt. (Das Amendement des Herrn v. Waldaw wird ausreichend 
unterſtützt) — Hierauf ſpricht Herr Zahariae für das Gejeg, — An⸗ 
trag v. Waldaw abgelehnt, §. 1 augenommen mit 127 gegen 14 Stimmen. 
Darauf §. 2 und 3, ſo wie das Geſetz im Ganzen angenommen. 

Schluß 2%, Uhr. Nächſte Sitzung Freitag: Budget. N 


Ff Gaus der Abgeordneten.) 51. Sitzung. Der Präſident er⸗ 
öffnet die Sitzung um 10%, Uhr. Am Miniſtertiſch Graf Eulenburg und 
einige Reg.⸗Kommiſſarien; die Tribünen ſind mäßig beſetzt. Nach einigen 
geschäftlichen Mittheilungen nimmt das Wort der Miniſter des Innern, 
um dem Hauſe zwei Geſetzentwürſe vorzulegen. Der erſte derſelben betrifft 
die definitive Einführung der Verordnung vom 30. Mai 1849 (über die 
Ausführung der Wahlen zum Abgeordnetenhauſe) in die neuen Provinzen, 
die zweite enthält eine Wahlbezirksordnung für den ganzen Umfang der 
Monarchie, beruhend auf dem Prinzip, wo möglich jeden Kreis und jede 
größere Stadt für ſich wählen zu laſſen. — Bezüglich der geſchäftlichen 
Behandlung ſchlägt der Redner vor, nach dem Vorgange im Jahre 1860 
aus jeder Abtheilung für jede Provinz ein Mitglied, im Ganzen alſo 77 
Mitglieder zu wählen und aus deren Mitte unter Berückſichtigung aller 
Provinzen eine kleinere Kommifſton zu konſtruiren, der die Geſetzentwürfe 
zu überweiſen wären. — Abg. Lasker bedauert, daß die Regierung, gegen 
den Siun des Geſetzes, welches eine definitive Regelung der Beſtimmungen 
über die Wahl in den neuen Provinzen noch in dieſer Seſſion verlange, 
erſt heute, unmittelbar vor dem Schluß derſelben, mit den Vorlagen her⸗ 
vortrete. Er vermiſſe die Darlegung der Gründe einer ſolchen Verſpätung 
und mache die Regierung dafür verantwortlich, wenn ein Geſetz jetzt nicht mehr 
zu Stande komme. — Der Miniſter Graf Eulenburg erklärt die Ver⸗ 
ſpätung durch die Schwierigkeit, das erforderliche ſtatiſtiſche Material in 
kürzerer Zeit zuſammenzuſtellen. Noch jetzt ſeien einige Nachweiſungen im 


Rückſtande, und nur die beſtimmte Forderung des Geſetzes hade die 


Regierung veranlaßt, noch jetzt dem Haufe die Vorlagen zu machen. — 
Das Haus ſetzt die Beſchlußfafſung über die geſchäftliche Behandlung bei⸗ 
der Geſetzentwürfe aus und tritt hierauf iu den erſten Gegenſtand der 
Tagesordnung: Mündlicher Bericht der Kommiſſion für Handel und Ge- 
werbe, betreffend die Ueberſicht über den Fortgang des Baues, beziehungs⸗ 
weiſe über die Ergebniſſe des Betriebes, der preußiſchen Staatseiſenbahnen 
im Jahre 1866. — Der Ref. Abg. Dr. Hammacher empfiehlt den Antrag 
der Kommiſſion: die vorbezeichnete Ueberſicht unter Anerkennung der um⸗ 
ſichtigen Leitung des Staatseiſenbahnweſens als erledigt anzuſehen, welchem 
das Haus ohne Debatte beitritt. Es folgt der Bericht der vereinigten 
Kommiſſionen für das Gemeindeweſen und für das Unterrichtsweſen über 
2 Petitionen. Die erſte derſelben von dem Magiſtrat und den Stadtver⸗ 
ordneten in Elbing trägt darauf an, bei der K. Staatsregierung dahin zu 
wirken, daß eine Verfuͤgung der Königl. Regierung zu Danzig, wodurch 
dieſelbe den Arzt Dr. Jacobi, jüdiſcher Konfeſſion, von der Mitgliedſchaft 
in dem Vorſtande der höheren Töchterſchule ausſchloß, wieder aufgehoben 
werde. — Die vereinigten Kommifftonen beantragen, die Petition der Re⸗ 
gierung zur Berückſichtigung zu überweiſen, der Abg. Wantrup wünſcht 
Uebergang zur Tagesordnung. Für den erſteren Antrag treten der Nef. 
Dr. Paur, ſowie die Abgg. Dr. Koſch, Haack, Richter (Sangerhauſen) und 
Dr. Löwe ein. Der Reg. Kommiſſar vertheidigt die Maßnahmen der R 
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gierung zu Danzig. Dieſelbe habe bei dieſer Gelegenheit nicht die Fra 3e 
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hat, die Petition der Regierung zur Berückſichtigung zu überweiſen, führt 


ten des Paftors ſtehe, ſondern nur die geſetzlichen Beſtimmungen dürften 


Petitionen.) 


über die Stellung jüdiſcher Lehrer zu chriſtlichen Schulen überhaupt zur 


Entscheidung zu bringen gehabt, ſondern habe fich für den ſpeziellen Fall auf | 


den Standpunkt der Inſtruktion für jene Tocchterſchule ftellen müſſen und 


i nicht anders entſcheiden können. 
hien ne Wantrup vertheibigt 


Fi. entſchieden verwahren. — Abg. Bie ck ſekundirt ihm, jedoch obne 


theidigt hierauf ſeinen 
raf hg 5 725 * 
ter (Sangerhauſen) ein. N 
Teber Antrages mit 138 Aged 125 Stimmen. 
um Bewilligung einer Kriegsentſchädigung für die in 15 der Schlacht 
bei Idſtedt im Juli 1850 erlittenen Verluſte beſchließt das 5 
Tagesordnung, in Erwägung, daß aus denſelben nicht erhellt, daß die Per 
teuten ſich mit ihren Anſprüchen bereits an die Königliche Staatsregierung 
ewanbt haben, deren Eutſcheidung fie zunächſt einholen müſſen, bevor das 
is der Abgeordneten ſich mit der Prüfung ihrer Forderungen be» 
aſſen kann. 
fen Mehrere Offiziere der ehemaligen ſchleswig⸗holſteinſchen Armee bitten, 
daß womöglich allen, wenigſtens aber denjenigen ſchleswig⸗ holſteinſchen 
Offizieren, welche ehedem in preußiſchen Dienſten ſtanden, die ihnen zuſtän⸗ 
digen Penftonen vom 1. Januar bis 30. Juni 1857 aus Königlich preu⸗ 
bischen Kaſſen ausbezahlt werden mögen. Die Kommiſſion iſt der Anſicht, 
bh der preußiſche Staat wenigſtens moraliſch verbunden iſt, den Anſprüchen 
aller derjenigen Offiziere, welche auf Grund des Penſtonsgeſetzes vom 15. 
Februar 1850 penſtonsberechtigt geweſen fein würden, für die Zeit bis zum 
30. Juni vorigen Jahres, von wo ab die Penſionirung durch den nord⸗ 
deutſchen Bund eintritt, gerecht zu werden. Sie beantragt deshalb, die 
etitionen der Regierung zur Berückſichtigung zu überweiſen. Abg. Dr. 
rancke ſtellt hierzu noch den Antrag, die Regierung aufzufordern, den 
penſionsberechtigten Offizieren der ehemaligen ſchleswig⸗holſteinſchen Armee 
oder deren Witlwen und Waiſen wenigſtens für die Zeit vom 5. Januar 
1864 bis zum 30. Juni 1867 eine angemeſſene Penſton nachzuzahlen. — 
Abg. Dr. Löwe empfiehlt mit warmen Worten den Antrag der Kommiſſton 
mit dem Amendement des Abg. Dr. Francke, die darauf mit großer Mar 
jorität angenommen werden. — Der Kolon Engelker zu Hitzhauſen (Hau⸗ 
nover) bittet, daß ſeinem Paſtor Frank zu Arenshorſt aufgegeben werden 
möge, ſein Kind Sonntags in der Kirche vor verſammelter Gemeinde nach 
der geſetzlichen Taufformel des Kirchengeſetzes vom 5. Januar 1864 zu 
taufen. Derſelbe weigerte ſich nämlich, die Taufe unter Weglaſſung der 
e dee de vorzunehmen, und war von der geſetzlichen Be ⸗ 
ſtimmung, die ihn dazu zwingen würde, durch das Konſiſtorium zu Osna: 
brück entbunden worden. — Abg. Dr. Gneiſt, der den Antrag geſtellt 
aus, daß es Sache des Abgeordnetenhauſes ſei, die Durchführung des be⸗ 
e erhalten, 9 ſMacſich darauf, ob das be ⸗ 
tr. e Geſetz unter Mitwirkung der Landesvertretung zu Stande gekom⸗ 
men ſei oder nicht Ein Gewiſſenszwang werde im vorliegenden Falle 
nicht gegen den Geiſtlichen ausgeübt, ſondern dieſer allein ſei der Unduld⸗ 
ame, der einen Zwang auf die Gemeindeglieder ausüben wolle. Es komme 
erde auch gar nicht darauf an, ob die Majorität der Gemeinde auf Sei⸗ 


maßgebend ſein; er empfehle deshalb ſeinen Antrag. 

Der Regierungsforimiffar Graf Schlieffen erklärt das Haus für in⸗ 
kompetent, in innere Kirchenangelegenheiten einzugreifen. Der Kultus- 
miniſter habe geglaubt, in dieſer Frage mit großer Vorſicht und Schonung 
in die beſtehenden Verhältniſſe vorgehen zu müſſen, zumel ihm bei der 
ſehr ſelbſtſtändigen Stellung, welche durch die Verordnung vom 17. April 
1866 dem Landes ⸗Konſiſtorium zu Hannover gegeben ſei, nicht einmal das 
Recht zugeſtanden habe, die Verfügung des Landes⸗Konſiſtoriums einfeitig 
wieder aufzuheben, vielmehr nur die Befugniß, die Angelegenheit zur Ent⸗ 
ſcheidung Sr. M. des Königs zu bringen. — Abg. v. Vincke (Minden) befür⸗ 
wortet den Antrag der Kommiſſton, der dahin geht: in Erwägung, daß der 
8 keinen Beruf hat, in rein innere Angelegenheiten der ewangel.-Tuther, 
Kirche der Provinz Hannover ſich einzumiſchen, über die Petition des Hof⸗ 
beſitzers Engelker zu Hitzhauſen zur Tagesorduung überzugehen. — Abg. 
Elliſſen tritt den Ausführungen des Abg. Gneiſt bei. Von einem Eiu- 
griff in rein innere Angelegenheiten der Kirche ſei nicht die Rede. Es 
handele ſich nicht um Fragen der Dogmatik, ſondern um Aufrechterhaltung 
des Kirchengeſetzes. — Abg. Windthorſt (Meppen): Dem Haufe fehlt 
abſolut die Kompetenz, über die vorliegende Frage zu entſcheiden. Es find 
hier die verſchiedenſten Konfeſſionen vertreten, und es wäre widernatürlich, 
dieſe über liturgiſche Beſtimmungen der hannöverſchen Kirche entſcheiden zu 
laſſen. Nur das, was ſtaatliche Angelegenheiten betriſſt, unterliegt unſerer 
Kontrole, alles Weitere überſteigt die Grenzen unſerer Kompetenz. — Die 
Diskuſſion wird hierauf geſchloſſen und der Kommiſſions⸗Antrag ange⸗ 
nommen. 

Schluß 4 Uhr. Nächſte Sitzung morgen Mittwoch, 10 Uhr. (Tages⸗ 
Ordnung: mündlicher Bericht über eine Zahl kleinerer Geſetzentwürfe und 


Hannover, 17. Februar. Auf Antrag des Landes⸗Kon⸗ 
ſiſtorlums hat die Eivil-Adminiftration von Hannover, Abtheilung 
des Kultus, beſchloſſen, eine jährliche Kirchenkollekte in allen luthe⸗ 
riſchen Kirchen der Provinz Hannover zu bewilligen, deren Ertrag 
einen zur Verwaltung und Verwendung des Landes - Konflftoriums 
geſtellten „allgemeinen lutheriſchen Kirchenfonds für Hannover“ bil- 
den ſoll, beſtimmt zur Deckung ſolcher Bedürfniſſe der evangeliſch⸗ 
lutheriſchen Landeskirche Hannovers, welche mit ſonſtigen Mitteln 
gar nicht oder doch nicht ausreichend befriedigt werden können. 

Sonderburg, 15. Februar. Den „H. N.“ wird geſchrle⸗ 
ben: Nächſter Tage ſollen bier Königliche Archttekten eintreffen, um 
die beiden großen Erinnerungs-Pyramiden auf der Düppeler Höhe 
und auf Arnklelöre, der Stelle des Truppenüberganges nach Alſen, 
aufzurichten. Man glaubt, daß dieſe Arbeit längere Zett in An- 
ſpruch nehmen wird, da auch hieſige Werkmeiſter behülflich ſeln 
ſollen. Es find jetzt bald drei Jahre her, daß die Grundſteln⸗ 
legung zu den Denkmälern ſtattfand. 

efien, 17. Februar. So eben erfahren wir, daß der 
Weggang eines der ausgezeichnetſten Mitglieder unſerer Univerfität 
zur unwlderruflichen Thatſache geworden iſt. Der Prof. der Forſt⸗ 
wiſſenſchaft, Dr. Guſtav Heyer, verläßt uns, um die Direktion der 
neu zu errichtenden preußiſchen Forſtlehranſtalt in Hannoͤveriſch⸗ 
Münden zu übernehmen, welche unter ſelnen Auſpiclen der beſten 
Zukunft entgegengeht. 
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liefert. 
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ig, 17. Sebruar, 
Braunfchweig, g Hannover zur 


Anwerbungen gemacht zu haben. * 
Auslaud. 

Wien, 18. Februar. Zur heutigen Sitzung des Herren- 
hauſes waren faſt alle Erzherzöge erſchlenen. Der neuernannte 
Präſident des Haufes, Fürſt Colloredo, begrüßte das neue Mini- 
fterium und verſicherte, das ſelbe werde Seitens des Hauſes nicht 
minder volles entgegenfommendes Vertrauen finden, wie Seitens 
der Mehrheit des Volkes. (Beifall.) Der Miniſterpräſident Fürſt 
Auersperg erbat für die Regierung die Unterſtützung des Hauſes, 
welches feine Miſſion treu erfüllt habe und ſtets im Geiſte patrio⸗ 
tiſcher Unparteilichkeit dem Miniſterlum feine Unterſtützung ange- 
deihen laſſe. Das Minifterium ſtelle es ſich ſeinerſelts zur Aufgabe, 
den Glanz der Krone ungetrübt zu erhalten und liberale Juſlitu⸗ 
tionen zur Durchführung zu bringen. (Lebhafter Beifall.) 

— Aus Wien wird der „Bohemia“ telegraphirt: Die vom 
Könige von Hannover für ſein Feſtmahl erbetene Ueberlaſſung der 
Kalſerlichen Redoutenſäle, die ſonſt unſchwer bewilligt worden wäre, 
wurde verweigert. 

— Die amtliche „Wiener Abendpoſt“ weiſt die Verdächtigung 
des „Volksfreund“, daß den Hannoveranern mit Wiſſen und Willen 
des Freiheren von Beuſt Päſſe eithellt worden ſeien, entſchleden 
zurück. 

Haag, 18. Februar. Ein Königlicher Erlaß beruft die bei- 
den Kammern zue Eröffnungs⸗Sitzung am 25. d. Mts. 

Paris, 18. Februar. (Geſetzgebender Körper.) Garuler⸗ 
Pages begründet fein Amendement, welches die Aufhebung des Ar- 
tikels II. des organiſchen Dekrets von 1852 fordert, wonach fremd⸗ 
ländiſche Zeitungen zur Zulaſſung in Frankteich einer vorgängigen 
Genehmigung bedürfen. Der Berichterſtatter Nogent Salnt Lau- 
rens glaubt, die freie Zulaſſung fremder Zeitungen würde eine Un- 
gleichheit zum Nachtheile der ftanzoͤſiſchen berbeiführen. Hiergegen 
teitt Jules Favre auf und erklärt dieſe Beſchränkung durchaus un- 
verträglich mit der bereits durch das neue Geſetz ausgeſprochenen 
Aufhebung der vorgängigen Reglerungs-Genehmigung zur Gründung 
von Zeltungen. Ein ſolchts Verhältniß ſchaffe für Frankreich ge- 
rade eine untergeordnete Stellung, welche eines liberalen Volkes 
unwürdig fe. Die Sitzung dauert fort. 

— Der General-Ronful in Alexandrien, Maxlme Dutrey, if, 
wle „Patrie“ meldet, zum bevollmächtigten Miniſter Frankreichs in 
Japan an Stele Leon Roches ernannt und wird in Egypten durch 
Poujade erſetzt. Daoſelbe Blatt erfährt, der Finanzminſſter habe 
an den Staatsrath eine Vorlage überwleſen, durch welche der Suez 
Kompagnie geſtattet wird, die Verlooſungen ihres 100 Millionen 
Francs belragenden Anleihekap tals zu erweitern, jedoch jo, daß 
durch dleſelben eln Prozent des Kapitals jährlich nicht übeiſchrlt⸗ 
ten wird. 

London, 18. Februar. Es iſt noch immer nicht gelungen, 
des Feuers, welches in dem Gebäude der Elaring-Eroß-Eijenbahn- 
Station, wo die Pafjagiergüter verzollt wurden, ausgebrochen iſt, 
Herr zu werden. Dasſelbe bringt jetzt das große Glasdach der 
Station in Gefahr. 

— Das Feuer auf der Clarlng⸗Croß⸗Statlon iſt gelöſcht. 
Eine Plattform iſt zerſtört und das Dach ſehr beſchädigt. Es wird 
für einige Tatze ſchwer fein, den Verkehr wieder aufzunehmen. 

— Die preußiſche Brigg „Meteor“ hat auf dem Rückwege von 
Gibraltar Schiffbruch gelitten. 

Waſhington, 8. Februar. Der britiſche Geſandte Mr. 
Thornton, welcher ſich geſtern dem Präfldenten offiziell vorſtellte, 
wurde von demſelben in herzlicher Weife unter gegenjeitiger Ber- 
ſicherung der nationalen Freundſchaft empfangen. — Es wird be⸗ 
richtet, daß der Finanz-Ausſchuß des Sen its einen Geſetzentwurf 
berathe, durch welchen der Abſchluß einer fünſprozentigen Anleihe 
auf vierzg Jahre im Betrage ſämmtlicher Natlonalſchulden mit 
Aus nahme derjeulgen, für welche fünf Prozent, gezahlt werden, ge- 
nebmigt werden ſoll. Kapital und Zinſen dieſer Anleihe ſollen 
baar gezahlt werden und wenn bie Reglerung es wünſcht, ſchon 
nach 10 Jahren di“ Auslöſung oder elne Auswechſclung al pari 
gegen andere Staats-Garantiten erfolgen können. — Ferner wird 
gemeldet, daß der Finauzausſchuß einen Geſetzentwurf vorbereite, 
demgemäß der Geſammtbetrag der in Umlauf befindlichen Noten 
des Staats und der Nattonalbanken auf 700 Melllonen Dolaıs 
beſchränkt werden fol. — Die Kouventlon von Nord Carolina bat 
einen Antrag, wonach alle Diejenigen, welche nicht leſen oder ſchrei⸗ 
ben können, zu Öffentlichen Aemtern unfahlg ſein ſollen, veeworſen. 
— Nachrichten aus Veractuß vom 2. Februar melden, daß die Re- 
bellen in Nucatan eine Niederlage erlitten und daß die Truppen 
des Präfidenten Juarez ſich Merida's bemächtigt haben. 


Pommern. 

Stettin, 19. Februar. Wie äußerſt füblbar und drückend 
die Beſtimmungen des noch in Kraft beſtebenden Rayon-Regula⸗ 
tiv in vielen Fallen für die hleſigen Verhältniſſe find, beweiſt 
wiederum nachſtehender Fall: Eine außerhalb des Ziegentbors 
hinter dem Kollmorgenſchen Holzhofe belegene ſtädtiſche Wieſe iſt 
aufgthöbt und ſollte als Lagerplatz verpachtet werden. Da indefjen 
der Ftskus die deshalb möthige Fortfühtung des eges dahin, 
der in einer Länge von etwa 30 Ruthen über eine Naebenwleſe 
angelegt werden ſollte, aus fortifikatoriſchen Rückſichten verweigert 
(es ſteht dort die Errichtung eines Forts in Ausſicht), kann die 
Verpachtung jenes neugeſchaffenen Platzes nicht bewerkſtelligt wer⸗ 
den. Der Magiſtrat beantragte deshalb, das Erbieten des Herrn 
Kollmorgen anzunehmen, ihm, ſo lange der Pachtkontrakt für ſeinen 
jetzigen Holzhof noch läuft, die andere Parzelle für jährlich 50 
Tylr. pachtweiſe zu überlaſſen, fowie eine Abfindung von 25 Thlr. 
vom genannten Pächter dafür anzunehmen, daß er jenen Plap 
bereits theilwetſe pro 1866 67 benutzt hat. Dleſe Anträge wur- 
den in der geſtrigen Stadtverordneten⸗Sitzung angenommen, zu⸗ 
gleich aber wurde der Magifirat erſucht, die Verhandlungen mit 
dem Flskus wegen Anlage des erwähnten Wiges wieder aufzuneh⸗ 
men, wobeil gleichzeitig zur Sprache kam, welde Nachtheile der 
ſtädtiſchen Kaſſe bereits in mehrfacher Bezlchung durch dle oben ⸗ 
erwähnten Beſtimmungen erwachſen felen, ; 

— Heute Vormitta ging nach Eröffunng der diesjährigen 
Schifffahrt der erſte große zur Rhederel des Herrn R. C. Griebel 


0 e Fi Tabl! meldet: 

Am Sonnabend iſt bier der Geometer Evers ei | 
Haft gebracht und der dortigen Polſzel in der folgenden Nacht iber 
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hlerſelbſt gehörige Dampfer „Alexandra“, mit Stückgüter beladen, 
von hier * Kopenhagen ab. 

— Von einer verſchloſſenen Bodenkammer des Hauſes große 
Domſtraße Ne. 14/15 find nach gewaltſamer Beſeltigung des Vor- 
hängeſchlo es eine ziemlich bedeutende Anzahl Wäſcheſtücke, von 
einem verſchloſſenen Bodenraum des Grundſtücks Junkerſtr. Nr. 12 
mehrer Falle gestohlen worden. 

— Geſtern find in den hiefigen Suppenküchen 3465 Quart 
Eſſen verabreicht; die größte Frequenz findet in der Küche im „Fürſt 
Blücher“ ſtatt, wo allein 849 Quart ausgegeben wurden. 


Stadt: Theater. 

Zum Beneſiz von Fräul. Bätke ward geſtern „Aſchenbroͤdel“, 
von Benedix, gegeben. Das Haus war, troßdem das Stück zum 
12. Male in dieſer Salſon zur Aufführung kam, vollſtändig aus- 
verkauft, ſo daß ſelbſt das Orcheſter hatte gerämt werden müſſen, 
und zeigte, welche Anerkennung ſich die Künſtlerin während ihres 
Hierſeius zu verſchaffen gewußt hat. In der That war die Auf⸗ 
führung aber auch in jeder Beziehung eine treffliche zu nennen. 
Die Künſtlerin könnte in dieſer Rolle dreiſt an jeder Hofbühne 
auftreten und würde überall des Beifalles gewiß ſein. Aber auch 
die anderen Künſtler waren gut, namentlich Fräul. Hahn als 
Edwina, Herr Freytag als Maglſter Stichling und Herr Wer 
ther als Graf Rothberg, die ſämmtlich mehrfach gerufen wurden. 
Das Publikum war denn auch ſichtbar von der Aufführung be⸗ 


geiſtert. N 
Viehmärkte. 
Berlin. Am 17. Februar c. wurden auf hieſigem Viehmarkt an 


Schlachtvieh zum Verkauf aufgetrieben: 

An Rindvieh 1101 Stück. Erportgeſchäfte nach den Rheinlanden be- 
trugen ca. 80 Stück. Die Preiſe für beſte Waare ſtellten ſich auf 16 bis 
17 ih mittel 13—15 Thlr., ord. 9—11 Thlr. pro 100 Pfund Fleiſch⸗ 
gewicht. 

An Schweinen 3070 Stück. Der Handel war ziemlich lebhaft, beſte 
feine Kernwaare wurde mit 17 Thlr. pro 100 Pfd. Fleiſchgewicht bezahlt. 

An Schafvieh 3792 Stück, Die Zutriften waren im Verhältniß zum 
Konſum zu ſtark, um mehr als nur ſehr mittelmäßige Preiſe erzielen zu 
können. Exportgeſchäfte nach dem Auslande wurden nicht gemacht und 
konnten die Beſtände nicht geräumt werden. 

An Kälbern 799 Stück, wofür ſich die Durchſchnittspreiſe niedriger 
als am 10, d. ergaben. f 


Börſen⸗Berichte. 
Stettin, 19. Fer Witterung: trübe, bewölkt. Temperatur 
4 » R. Wind: ©. 
An der Börie, 


Weizen matter, loco per 2125 Pfund gelber inländiſcher 101— 104 
n, feiner 105 , ungar. 94—99 , weißer 105110 , bunter 
100 103 & bez., 83—85pfb. gelber auf Lieferung Februar 103 — 105 
. en u. Gd. 

Roggen wenig verändert, loco pr. 2000 Pfd. 79—81 bez. 
er 8 0 5 ei es 11 40 3 Re b 80 rn 
Juni 80, r., Juni-Ju 7 ez, ®. Br., Juli⸗ 
Wang 73 11 5 num 5 N re ra 

erſte feſter, pr. d. 7 i 5 
fate g 4 9 | Pfd. loco 53—5 Ku bez, 69 bis 70pfd 
Hafer feſt, per 1700 Pfd. loco 39—41 * bez., 47 50pfb. Fruyj. 
1 87 Br., 40 26 en .... 40%, bez. 
rbſen unverändert, loco per 2250 Pfd. 72 tter- 72 

Biden 61-63 K bez. f 1 1 

Rübslt feſt und höher bezahlt, loco 10%, 4 Br., Februar 10%, 
, April-⸗Mai 10% bez., 10 Br. u. Gd., Mai 10% bez. 

Spiritus wenig verändert, loeo ohne Faß 20 ½ , mit Faß 
19%, 94 bez., Februar 195% bez., Frühjahr 20%, „ bez., Br. u. Gd, 
og 2 * bez., Juni⸗Juli 20% 4 Br., Auguft « September 

ez. 

Regulkrungs Preiſe: Weizen —, Roggen 80, Nübel 10½, 
Soiritus 19%. 


Landmarkt. 
Weizen 98 —104 , Roggen 72 —78 %, Gerſte 50-56. , 
Erbſen 69 —73 e per 25 Scheffel, Hafer 38—40 7% pr. 26 Scheffel, 
Stroh pr. Schock 7 11 %, Heu pr. Tir. 15-18 Gr 


Breslau. 18. Februar. Spiritus per 8000 Tralles 18 1. Weizen 
unverändert. Roggen per Februar 75%, pr. Frübjahr 77. Rübol pr. 
Febrnar 10½2, Frühjahr 10½. Raps hoher. Zink feſt. 

Hamburg, 18. Februar. Geireidemarkt. Weizen und Roggen auf 
Termine geſchäſtslos. Weizen pr. Februar 5400 Pfd. netto 180 Bankothaler 
Br., 1791, Gd., per Februar⸗März 180 Br., 179 Od., per Frühjahr 179 
Br. u. Gd. Roggen per Februar 5000 Pfd. Brutto 142 Br, 141 Gd., 
per Februar⸗März 141 Br., 140 Gd., pr. Frühjahr 139 Br. u. Gd. Hafer 
ruhig. Rüböl höher, loco 23, per Mai 24—23¼, per Oktober 24 ½. 
Spiritus ohne Kaufluſt, 27. Kaffee feſter. Zink Forderungen höher, 500 
Ctr. pr. Frühjahr 13 Mk. 11 Sch. Petroleum Abgeber zurückhaltend. 

Amſterdam, 18. Februar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Roggen 
per März 311½. Raps per Oktober 7117. Sonſt geſchäftslos. 


e ee eee 
St. Börsenhaus- O. 4 


Hamburg 6 Lag. = 


5 . . 2 Mt. 151%, G |St. Schanspiell.-O. | Su 
Amsterdam . 8 Tag.] 143% G [Pom. Chausseeb.-O. 5 — 
= 2 Mt. — Used. Woll. Kreis-O. 5 — 
London ... 10 Tag. 6 25%, B |Pr. National- V.-A.“ 4 | 119 B 
Nea 3 Mt. — Pr. See-Assecuranz 4 — 
Paris 10 Tg.] 81%, G [Pomerania 4119 B 
3 2 Mt. — Don 4 107 B 
Bremen 3 Mt. — St. Speicher-A.: -» - 5 — 
St. Petersbg.]3 Weh.“ 93%, G Ver.-Speicher- A. . 5 — 
Wien 8 Tag.] 86% G |Pom.Prov.-Zuckers. 5 1050 B 
2922 2 Mt. — N. St. Zuckersicd. . 4 — 
Preuss. Bank 4 Lomb. 414 % |Mesch. Zuckerfabrik 4 Br 
Sts.-Anl.5457 4%, — Bredower „ 58 
„ n 5 — Walzmühle 5 — 
St.-Schldsch. 3Y, — St. Portl.-Cementf.-| 4 — 
P. Präm.-Anl.| 3 ½ — St. Dampfschlepp G. 5 — 
Pomm. Pidbr.] 3%, — St. Dampfschiff V.. 5 — 
5 3 — Neue Dampfer-C. 4 — 
„ Rentenb.| 4 — Germania 100 B 
Ritt. P. P. B. A. 4 — Vulkan 5 100 
Berl.-St. E. A. 4 — St. Dampfmühle 4114 B 
0 Prior. 4 — Pommerensd. Ch. F. 4 25 
„ „ 4½ — Chem. Fabrik-Ant..| 4 — 
Starg.-P. E. A. 4½ 92% G (St. Kraftdünger- F. — — 
„ Prior. 4 — Gemeinn. Bauges. 5 = 
St. Stadt-O, «| 44, 94 B | 


